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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

zur digitalen Demokratie in der Europäischen Union: Potenzial und Herausforderungen 

(2016/2008(INI)) 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf die Empfehlung CM/Rec(2009)1 des Europarates über elektronische 

Demokratie (E-Demokratie), die vom Ministerkomitee am 18. Februar 2009 als erstes 

internationales Rechtsinstrument zur Festlegung von Standards im Bereich der E-

Demokratie angenommen wurde, 

– gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere die Artikel 2, 3, 6, 9, 

10 und 11, sowie auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

insbesondere die Artikel 8-20 und 24, 

– unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union, die Europäische 

Menschenrechtskonvention und die Europäische Sozialcharta, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 28. Oktober 2015 zur europäischen 

Bürgerinitiative1, 

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 

Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen mit dem Titel „EU-eGovernment-Aktionsplan 2016–2020 – Beschleunigung 

der Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung“ (COM(2016)0179), 

– unter Hinweis auf den E-Government Development Index (EGDI) der Vereinten 

Nationen für 2014, 

– unter Hinweis auf die drei von seiner Fachabteilung C im Jahr 2016 veröffentlichten 

Studien mit den Titeln „Potential and challenges of e-participation in the European 

Union“ (Potenzial und Herausforderungen einer elektronischen Teilhabe in der 

Europäischen Union), „Potential and challenges of e-voting in the European Union“ 

(Potenzial und Herausforderungen einer elektronischen Stimmabgabe in der 

Europäischen Union) und „The legal and political context for setting up a European 

identity document“ (Der rechtliche und politische Kontext der Einführung eines 

europäischen Ausweises), 

– unter Hinweis auf die STOA-Studie mit dem Titel „E-public, e-participation and e-

voting in Europe – prospects and challenges: final report“ (Elektronische Öffentlichkeit, 

Partizipation und Stimmabgabe – Aussichten und Herausforderungen: 

Abschlussbericht) von November 2011 und die STOA-Studie mit dem Titel 

„Technology options and systems to strengthen participatory and direct democracy“ 

(Technische Möglichkeiten und Systeme zur Stärkung der partizipativen und direkten 

Demokratie), die im Jahr 2017 veröffentlicht werden sollen, 

– unter Hinweis auf die Arbeiten zu digitaler Demokratie der Konferenz der europäischen 

                                                 
1 Angenommene Texte, P8_TA(2015)0382. 
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regionalen gesetzgebenden Parlamente (CALRE) im Rahmen des VN-

Kooperationssystems IT4all, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 8. September 2015 zu dem Thema 

„Menschenrechte und Technologie: die Auswirkungen von Systemen zur Ausspähung 

und Überwachung auf die Menschenrechte in Drittstaaten“1, 

– gestützt auf Artikel 52 seiner Geschäftsordnung, 

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für konstitutionelle Fragen sowie die 

Stellungnahme des Ausschusses für Kultur und Bildung (A8-0041/2017), 

A. in der Erwägung, dass die einzelnen Mitgliedstaaten wie auch die Europäische Union in 

ihrer Gesamtheit von den jüngsten Krisen und Blockaden im finanziellen und 

wirtschaftlichen Bereich hart getroffen wurden, und dies in einer Zeit, in der sie alle vor 

weltweiten Herausforderungen wie Klimawandel, Migration und Sicherheitsfragen 

stehen; in der Erwägung, dass sich das Verhältnis der Bürger zur Politik zunehmend 

verschlechtert hat, da sie sich von politischen Entscheidungsprozessen abwenden, und 

dass die wachsende Gefahr der Politikverdrossenheit besteht; in der Erwägung, dass die 

Mitwirkung der Bürger und der Zivilgesellschaft am demokratischen Geschehen und 

ihre Einbindung in dieses neben der Transparenz und ausreichenden Informationen 

entscheidend für das Funktionieren der Demokratie sowie für die Legitimität und 

Rechenschaftspflicht aller Ebenen der Steuerungsstruktur der EU ist; in der Erwägung, 

dass das demokratische Band zwischen Bürgern und politischen Institutionen unbedingt 

gestärkt werden muss; 

B. in der Erwägung, dass sich in der Gesellschaft in den vergangenen Jahrzehnten ein sehr 

schneller Wandel vollzogen hat und die Bürger das Bedürfnis haben, sich häufiger und 

direkter zu den die Zukunft der Gesellschaft bestimmenden Problemen zu äußern, und 

in der Erwägung, dass politische Institutionen und Regierungseinrichtungen daher in die 

Erneuerung der Demokratie investieren sollten; 

C. in der Erwägung, dass die Beteiligung an der Wahl zum Europäischen Parlament seit 

1979 kontinuierlich sinkt und bei der Wahl 2014 auf 42,54 % gefallen ist; 

D. in der Erwägung, dass das Wiederherstellen des Vertrauens der Bürger in das europäische 

Aufbauwerk von großer Bedeutung ist; in der Erwägung, dass die digitale Demokratie 

dazu beitragen könnte, ein stärkeres Engagement der Bürger zu fördern, was durch 

Verbesserungen im Bereich der Beteiligung an sowie Transparenz und 

Rechenschaftspflicht bei Entscheidungsfindungsprozessen sowie durch eine Stärkung der 

Mechanismen der demokratischen Kontrolle und bessere Kenntnisse über die EU erreicht 

werden soll, damit die Bürger ein größeres Mitspracherecht in der Politik haben;  

 

E. in der Erwägung, dass die Demokratie weiterentwickelt und an die Veränderungen und 

Chancen angepasst werden sollte, die neue Technologien und IKT-Instrumente mit sich 

bringen, und dass diese als allgemeines Gut betrachtet werden sollten, das bei richtiger 

Umsetzung und einem angemessenen Maß an Informationen zu einer transparenteren und 

partizipativeren Demokratie führen könnte; in der Erwägung, dass deswegen alle Bürger 

                                                 
1 Angenommene Texte, P8_TA(2015)0288. 
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die Möglichkeit haben sollten, sich in der Nutzung neuer Technologien schulen zu lassen; 

F. in der Erwägung, dass die Fortschritte bei der Internetsicherheit und beim Datenschutz 

eine wesentliche Rolle spielen, wenn es darum geht, die neuen Technologien im 

institutionellen und politischen Bereich verstärkt zu verwenden und die Mitwirkung der 

Bürger an den Beschlussfassungsprozessen durch diese Technologien zu fördern; 

G. in der Erwägung, dass der Boom der neuen Instrumente der digitalen Kommunikation 

und der offenen Kooperationsplattformen neue Lösungswege aufzeigen und bieten 

könnte, mit denen die politische Teilhabe und das Engagement der Bürger gefördert und 

gleichzeitig der Apathie und Unzufriedenheit der Bürger mit den politischen Organen 

entgegengewirkt und dazu beigetragen werden könnte, das Vertrauen in das 

demokratische System sowie dessen Transparenz und Rechenschaftspflicht zu stärken;  

H. in der Erwägung, dass Präsident Juncker in seiner jüngsten Rede zur „Lage der Union“ 

ein Maßnahmenpaket für eine vermehrte Nutzung der elektronischen Kommunikation, 

darunter WIFI4EU und den Ausbau der „5. Generation“ (5G) in Europa, vorgestellt hat; 

I. in der Erwägung, dass öffentliche Verwaltungsdaten („Open Government Data“) 

Potenzial bieten, um das Wirtschaftswachstum zu fördern, die Effizienz im öffentlichen 

Sektor zu erhöhen und die Transparenz und Rechenschaftspflicht europäischer sowie 

nationaler Institutionen zu verbessern; 

J. in der Erwägung, dass Zugang zu einem neutralen Internet unter gleichen Bedingungen 

eine unverzichtbare Voraussetzung dafür ist, dass die grundlegenden Menschenrechte 

tatsächlich zum Tragen kommen; 

K. in der Erwägung, dass man durch die digitale Demokratie ergänzende Formen der 

Mitwirkung fördern könnte, sodass Lösungen für die Unzufriedenheit der Bürger mit der 

herkömmlichen Politik gefunden werden können; in der Erwägung, dass durch die 

digitale Demokratie außerdem der Austausch und Dialog gefördert werden könnte und 

sie zu einem besseren Verständnis und einem größeren Interesse an unserer Europäischen 

Union und ihrer Politik beitragen könnten, indem der gesellschaftliche Rückhalt für das 

europäische Aufbauwerk erhöht und das sogenannte „Demokratiedefizit“ in Europa 

verringern wird; 

L. in der Erwägung, dass die neuen Wege der Teilhabe in einem virtuellen öffentlichen 

Raum untrennbar mit der Einhaltung der Rechte und Pflichten der Teilhabe im 

öffentlichen Raum verbunden sind, wozu beispielsweise Verfahrensrechte für den Fall 

der Verleumdung zählen; 

M in der Erwägung, dass es unerlässlich ist, die digitale Kluft zu beseitigen und den 

Bürgern angemessene Medienkompetenz und digitale Fähigkeiten zu vermitteln, damit 

das Internet als zulässiges und wirksames demokratisches Instrument fungieren kann; 

N. in der Erwägung, dass Systeme der Informations- und Kommunikationstechnologie 

(IKT) den Kern moderner Verwaltungsprozesse bilden, jedoch weitere Anstrengungen 

erforderlich sind, um die Erbringung elektronischer Behördendienste zu verbessern; 

O. in der Erwägung, dass elektronische Wahlverfahren Menschen, die in einem Mitgliedstaat 
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leben oder arbeiten, dessen Staatsangehörige sie nicht sind, oder in einem Drittstaat leben 

oder arbeiten, bei der Ausübung ihres Wahlrechts helfen könnten; in der Erwägung, dass 

Sicherheit und Geheimhaltung der Stimmabgabe und -erfassung bei elektronischen 

Wahlverfahren sichergestellt werden müssen, insbesondere, was mögliche Cyberangriffe 

betrifft; 

 

Potenzial und Herausforderungen 

1. unterstreicht die potenziellen Vorteile der Einführung der digitalen Demokratie, die als 

Unterstützung und Weiterentwicklung der traditionellen Demokratie mittels 

Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) definiert wird und 

demokratische Prozesse durch Elemente der Bürgerbeteiligung ergänzen soll, indem sie 

durch verschiedene Aktivitäten im Internet wie elektronische Behördendienste, 

elektronischen Behördenverkehr, elektronische Beratungen, elektronische Teilhabe und 

elektronische Wahlverfahren erweitert werden; begrüßt, dass über neue Informations- 

und Kommunikationssysteme eine wachsende Zahl von Bürgern in die demokratischen 

Abläufe einbezogen werden kann; 

2. hebt hervor, dass die Mitgliedstaaten in der Empfehlung CM/Rec(2009)1 des 

Europarates aufgefordert werden, mit der digitalen Demokratie die Transparenz, die 

Rechenschaftspflicht, die Reaktionsfähigkeit, die Beteiligung, die Beschlussfassung, die 

Inklusion, die Barrierefreiheit, die Teilhabe, die Subsidiarität und den sozialen 

Zusammenhalt zu fördern, zu gewährleisten und zu verbessern; weist darauf hin, dass 

die Mitgliedstaaten in dieser Empfehlung dazu aufgefordert werden, Maßnahmen zu 

konzipieren, mit denen Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gestärkt 

werden können; 

3. betont, dass die digitale Demokratie zur Förderung der demokratischen Kultur dienen 

soll, durch die die demokratische Praxis bereichert und verbessert wird, indem 

zusätzliche Mittel für mehr Transparenz und Bürgerbeteiligung zur Verfügung gestellt 

werden, jedoch kein alternatives demokratisches System zum Nachteil der 

repräsentativen Demokratie errichtet werden soll; weist darauf hin, dass politische 

Teilhabe nicht allein durch die digitale Demokratie gewährleistet werden kann, sondern 

zusätzlich für ein nicht-digitales Umfeld für die politische Teilhabe der Bürger parallel 

zur digitalen Demokratie gesorgt werden muss; 

4. hebt hervor, wie wichtig die Systeme der elektronischen Stimmabgabe und der 

Fernabstimmung über das Internet sind, da mit ihnen die Inklusion der Bürger 

ausgeweitet und die demokratische Partizipation insbesondere in Gebieten gefördert 

werden kann, die sich in geografischer und gesellschaftlicher Randlage befinden, denn 

sie bieten viele potenzielle Vorteile insbesondere für junge Menschen, Personen mit 

eingeschränkter Mobilität, ältere Menschen  und Personen, die in einem Mitgliedstaat, 

dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen, oder einem Drittland leben oder arbeiten, 

sofern dabei die strengstmöglichen Datenschutzstandards sichergestellt werden; weist 

erneut darauf hin, dass die Mitgliedstaaten, wenn sie die Möglichkeit der 

Fernabstimmung über das Internet einführen, für Transparenz und eine zuverlässige 

Stimmenzählung sorgen sowie die Grundsätze der Gleichheit, des Wahlgeheimnisses, 

des Zugangs zur Abstimmung und des freien Wahlrechts achten müssen;  
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5. betont, dass sich alle Prozesse der digitalen Interaktion auf den Grundsatz der 

institutionellen Offenheit stützen müssen, wobei für eine  Kombination aus Transparenz 

in Echtzeit und sachkundiger Beteiligung gesorgt wird;  

6. unterstützt die Nutzung der elektronischen Teilhabe und betont, dass sie ein 

entscheidendes Merkmal der digitalen Demokratie darstellt, wobei sie drei Formen der 

Interaktion zwischen EU-Organen sowie Regierungen einerseits und Bürgern 

andererseits umfasst, nämlich elektronische Information, elektronische Beratung und 

elektronische Beschlussfassung; nimmt zur Kenntnis, dass viele nationale, regionale 

und lokale Beispiele von E-Beteiligung als Vorbilder für den Einsatz von IKT in einer 

partizipativen Demokratie dienen können; bestärkt die Mitgliedstaaten darin, diese 

Verfahren auf nationaler und lokaler Ebene auszubauen; 

7. unterstreicht, dass die IKT dazu beitragen, Räume der Mitwirkung und der Beratung zu 

fördern, wodurch wiederum die Qualität und Legitimität der demokratischen Systeme 

erhöht werden; 

8. betont, dass junge Menschen in die politische Diskussion eingebunden werden müssen 

und der Einsatz von IKT in demokratischen Verfahren hierfür ein wirksames Instrument 

darstellen kann; 

9. weist auf Estland als Beispiel hin, das sich 2005 als erstes Land bei einer 

rechtsverbindlichen Wahl der Stimmabgabe per Internet bedient hat, hält gleichwohl 

fest, dass wenn andere Mitgliedstaaten diesem Beispiel folgen sollen, es notwendig sein 

wird, zu prüfen, ob die tatsächliche Beteiligung der gesamten Bevölkerung 

gewährleistet werden kann, sowie die Vorteile und Herausforderungen und die 

Auswirkungen unterschiedlicher oder abweichender technologischer Lösungen zu 

bewerten; betont, dass eine sichere Hochgeschwindigkeits-Internetverbindung sowie 

eine sichere Infrastruktur für die elektronische Identifizierung Voraussetzungen für den 

Erfolg der elektronischen Stimmabgabe sind; betont, dass man die Vorteile der neuen 

Technologien für die derzeitigen Präsenzwahlverfahren nutzen muss, und ist der 

Auffassung, dass durch den Austausch von bewährten Verfahren und 

Forschungsergebnissen erhebliche Fortschritte erzielt werden könnten; 

10. weist auf die Herausforderung hin, auf die Sorgen der Bürger bezüglich der Nutzung 

von Instrumenten der digitalen  Demokratie einzugehen; vertritt die Ansicht, dass es 

von höchster Bedeutung ist, auf Sicherheitsbedenken einzugehen und die Privatsphäre 

zu garantieren, um das Vertrauen der Bürger in das sich entwickelnde digitale politische 

Umfeld aufzubauen; 

 

11. betont, dass demokratische Prozesse eine ausführliche Debatte auf allen 

gesellschaftlichen Ebenen der EU sowie Kontrolle und Reflexion voraussetzen, um faire 

und sachliche Beratungen zu fördern; warnt vor der Gefahr, dass die 

Beratungsergebnisse von Instrumenten für Diskussionen im Internet verzerrt und 

manipuliert werden könnten; ist der Ansicht, dass die Transparenz bei allen Akteuren, 

die interagieren und Informationen über die Kampagnen bereitstellen, für die 

unmittelbar oder mittelbar auf Plattformen der digitalen Beteiligung geworben werden 

kann, die beste Absicherung gegen dieses Risiko darstellt; 

12. weist darauf hin, dass das Vertrauen der Bürger in die Institutionen und demokratischen 
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Prozesse eine grundlegende Komponente für eine funktionierende Demokratie darstellt; 

betont daher, dass die Einführung von Instrumenten der digitalen Demokratie von 

geeigneten Kommunikations- und Bildungsstrategien begleitet werden muss; 

13. betont, dass das Konzept der elektronischen Teilhabe in das politische System integriert 

werden muss, um die Beiträge der Bürger in die Beschlussfassung einfließen zu lassen 

und für eine entsprechende Nachbereitung zu sorgen; weist darauf hin, dass mangelnde 

Aufgeschlossenheit vonseiten der Entscheidungsträger zu Enttäuschung und Misstrauen 

führt; 

14. betont, dass IKT-Instrumente ergänzend zu anderen Kanälen der Kommunikation mit 

öffentlichen Einrichtungen eingesetzt werden sollten, um jegliche Art der 

Diskriminierung aufgrund fehlender digitaler Kompetenzen, Mittel oder Infrastrukturen 

zu verhindern; 

Vorschläge zur Verbesserung der Demokratie mit den IKT 

15. vertritt die Ansicht, dass die Teilhabe an demokratischen Prozessen in erster Linie auf 

einem wirksamen und diskriminierungsfreien Zugang zu Informationen und Wissen 

gründet;  

16. fordert die EU und die Mitgliedstaaten ferner auf, keine unnötigen Maßnahmen zu 

erlassen, die darauf abzielen, den Zugang zum Internet und die Ausübung 

grundlegender Menschenrechte willkürlich zu beschränken, etwa unverhältnismäßige 

Zensurmaßnahmen oder die Kriminalisierung des legitimen Ausdrucks von Kritik oder 

Widerspruch; 

17. fordert die Mitgliedstaaten und die EU auf, zur Stärkung der Demokratiebefähigung der 

Bürger, zur Erhöhung der IKT-Kompetenz und zur Verbesserung der digitalen 

Kenntnisse sowie des gleichberechtigten und sicheren digitalen Zugangs Mittel in den 

Bereichen der Bildung und Technologie bereitzustellen, um so die digitale Kluft zu 

überwinden (elektronische Inklusion) und schlussendlich die Demokratie zu fördern; 

legt den Mitgliedstaaten nahe, die Aneignung digitaler Fertigkeiten in die 

Schullehrpläne und das lebenslange Lernen aufzunehmen sowie digitale 

Schulungsprogrammen für ältere Menschen einen hohen Stellenwert einzuräumen; 

unterstützt die Schaffung von Netzwerken mit Universitäten und Bildungseinrichtungen 

zur Förderung der Forschung zu und Umsetzung von neuen Instrumenten der Teilhabe;. 

fordert die EU und die Mitgliedstaaten ferner auf, Programme und Strategien zu 

fördern, deren Ziel es ist, für eine kritische und sachkundige Nutzung von IKT zu 

sorgen;  

18. schlägt vor, die Bewertung der Nutzung der neuen Technologien fortzusetzen, um die 

Demokratie in den europäischen Verwaltungen weiter voranzutreiben und dabei 

Zielindikatoren aufzunehmen, mit denen die Qualität der Internetdienste gemessen 

wird;  

 

19. empfiehlt, dass das Europäische Parlament – als das einzige direkt gewählte Organ der 

Europäischen Union – eine Vorreiterrolle bei der Stärkung der digitalen Demokratie 

einnimmt; hält es für zweckmäßig, dazu innovative technologische Lösungen zu 
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entwickeln, die es den Bürgern ermöglichen, mit ihren gewählten Repräsentanten zu 

kommunizieren bzw. mit ihnen ihre Sorgen zu teilen; 

20. befürwortet, dass Sprache und Verfahren in den Institutionen vereinfacht werden sowie 

Multimedia-Inhalte zur Erläuterung der Hauptaspekte der wichtigsten 

Beschlussfassungsverfahren bereitgestellt werden, um Verständnis und Beteiligung zu 

fördern; betont, dass dieser Zugang zur elektronischen Teilhabe durch gezielte und 

proaktive Instrumente vermittelt werden muss, die den Zugriff auf alle Dokumente 

ermöglichen, die Teil der parlamentarischen Unterlagen sind; 

21. fordert nachdrücklich, dass die Mitgliedstaaten und die EU eine erschwingliche und 

schnelle digitale Infrastruktur schaffen, insbesondere in abgelegenen Regionen sowie in 

ländlichen und weniger entwickelten Gebieten, und dabei die Gleichstellung der Bürger 

unter besonderer Berücksichtigung der am meisten gefährdeten Bürger sowie die 

sichere Nutzung der Technologien gewährleisten, indem sie den Bürgern die 

entsprechenden Fertigkeiten vermitteln; empfiehlt, dass Bibliotheken und Schulen, die 

öffentliche Dienste anbieten, angemessen mit einer schnellen, modernen IT-

Infrastruktur ausgestattet werden, die für alle Bürger, insbesondere die am meisten 

gefährdeten Bevölkerungsgruppen wie Menschen mit Behinderungen, gleich gut 

zugänglich ist; weist darauf hin, dass für diese Ziele ausreichend finanzielle Mittel und 

Schulungsangebote bereitgestellt werden müssen; empfiehlt, dass die Kommission 

Mittel für Projekte zur Verbesserung der digitalen Infrastrukturen im Bereich der 

Sozial- und Solidarwirtschaft zur Verfügung stellt; 

22. hebt hervor, dass Frauen im politischen Entscheidungsprozess ebenso wie in den IKT-

Sektoren auf allen Ebenen unterrepräsentiert sind; weist darauf hin, dass Frauen und 

Mädchen im Zusammenhang mit digitalen Technologien oft mit 

Geschlechterstereotypen konfrontiert sind; fordert daher die Kommission und die 

Mitgliedstaaten auf, in gezielte Programme zu investieren, mit denen IKT-Schulungen 

und die elektronische Beteiligung von Frauen und Mädchen gefördert werden, und zwar 

insbesondere für Frauen und Mädchen aus schutzbedürftigen und benachteiligten 

Randgruppen, wobei formales, informelles und nicht-formales Lernen zum Einsatz 

kommen sollte; 

23. weist darauf hin, dass ein gleichberechtigter Zugang zu den Instrumenten der digitalen 

Demokratie für alle Bürger eine Übersetzung in mehrere Sprachen erfordert, damit in 

Ländern mit mehr als einer Amtssprache oder mit Bürgern unterschiedlicher ethnischer 

Abstammung alle Bürger in der Lage sind, Informationen zu erhalten und zu verstehen; 

24. hält die Mitgliedstaaten und die EU zur Bekanntmachung, Förderung und Umsetzung 

von Mechanismen und Instrumenten an, die die Teilhabe der Bürger und ihre 

Interaktion mit Regierungen und EU-Organen ermöglichen, wie Plattformen für die 

Schwarmauslagerung; hebt hervor, dass mithilfe der IKT der Zugang zu unabhängigen 

Informationen, die Transparenz, die Rechenschaftspflicht und die Teilhabe an 

Entscheidungsprozessen erleichtert werden sollten; fordert in diesem Sinne dazu auf, 

alle Kommunikations- und Kontaktmittel zur Bürgerschaft der Kommission, 

insbesondere das Informationsportal Europa Direkt, den Herausforderungen der 

digitalen Demokratie besser anzupassen; verpflichtet sich, alle bestehenden Instrumente 

für legislative Folgemaßnahmen besser zugänglich, verständlicher, informativer und 
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interaktiver zu machen, und fordert die Kommission auf, dasselbe auf ihrer Website zu 

tun; 

25. fordert die Mitgliedstaaten und die EU auf, die Inhalte auf den Websites ihrer 

Institutionen, die sich mit dem Funktionieren der Demokratie beschäftigen, zu 

überprüfen, damit einerseits Lehrmaterialien bereitgestellt werden können, sodass sie 

von einem jungen Publikum besser eingesehen und verstanden werden können, und 

damit sie andererseits von Menschen mit Behinderungen genutzt werden können; 

26. fordert die Behörden auf, ihren Verpflichtungen im Hinblick auf den Grundsatz der 

institutionellen Offenheit durch Änderungen ihrer strategischen Leitlinien, 

Unternehmenskultur, Haushalte und Prozesse für organisatorische Veränderungen 

geleitet von dem Ziel nachzukommen, die Demokratie unter Nutzung der neuen 

Technologien zu verbessern; 

27. fordert dazu auf, dass eine Internetplattform eingerichtet wird, mit deren Hilfe vor 

Beschlussfassungen durch die europäischen Rechtsetzungsinstanzen die 

vorhergehenden Konsultationen mit den Bürgern systematisiert werden, damit die 

Beschlussfassungen besser auf das öffentliche Leben abgestimmt sind; 

28. hält es für unerlässlich, den Einsatz dieser neuen Instrumente mit Kampagnen zur 

Bekanntmachung ihrer Möglichkeiten und zur Förderung der staatsbürgerlichen Werte 

der gemeinsamen Verantwortung und der Mitwirkung zu verbinden;  

29. weist darauf hin, dass die europäische Bürgerinitiative ein wichtiges Instrument für die 

Einbeziehung der europäischen Bürger in das politische Geschehen der EU und ihre 

unmittelbare Teilhabe daran ist, und fordert die Kommission dementsprechend auf, die 

Funktionsweise der Bürgerinitiative zu überprüfen, damit ihr Potenzial in Einklang mit 

den Empfehlungen des Europäischen Parlaments in seiner Entschließung vom 

28. Oktober 2015 (2014/2257(INI)) vollständig ausgeschöpft werden kann; weist daher 

darauf hin, dass die damit verbundenen Verwaltungsanforderungen vereinfacht, die 

einschlägigen Verwaltungsverfahren beschleunigt und IKT, beispielsweise digitale 

Plattformen und andere mit mobilen Geräten kompatible Anwendungen, insgesamt 

stärker genutzt werden müssen, um die Benutzerfreundlichkeit und Bekanntheit dieses 

wichtigen Instrumentes zu erhöhen; vertritt die Auffassung, dass durch den Einsatz 

neuer Technologien insbesondere die Sammlung von Unterschriften im Internet 

verbessert werden könnte, indem von Identifikations- und Authentifizierungsdiensten 

(e-IDAS) Gebrauch gemacht und den Bürgern dadurch die Möglichkeit eröffnet wird, 

Informationen über bestehende oder denkbare EBI leichter zu erhalten und 

auszutauschen, damit sie aktiv an Diskussionen teilnehmen bzw. diese Initiativen selbst 

unterstützen können; 

30. betont, dass mehrere Verfahren der Kommission, darunter öffentliche Online-

Konsultationen, Aktivitäten zur elektronischen Teilhabe und Folgenabschätzungen, von 

einer stärkeren Nutzung neuer Technologien profitieren könnten, da durch sie die 

Beteiligung der Öffentlichkeit angeregt, die Nachvollziehbarkeit solcher Prozesse und 

die Transparenz der EU-Organe erhöht sowie die europäischen Entscheidungsstrukturen 

verbessert werden könnten; weist darauf hin, dass zu diesem Zweck öffentliche 

Konsultationen effektiver gestaltet und einem möglichst breiten Publikum zugänglich 

gemacht werden müssen, indem die technischen Hindernisse auf ein Minimum reduziert 
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werden; 

31. betont, dass die Bürger umfassender über die bestehenden digitalen 

Beteiligungsplattformen auf EU-Ebene sowie auf nationaler und lokaler Ebene 

informiert werden müssen; 

32. fordert die Kommission auf, die elektronische Teilhabe im Rahmen der 

Halbzeitüberprüfung der Strategie für einen digitalen Binnenmarkt, die 2017 in die 

Wege geleitet werden soll, auszubauen und weiterzuentwickeln und die Entwicklung 

und Finanzierung neuer Instrumente im Zusammenhang mit der digitalen 

Staatsbürgerschaft in der Union zu fördern; empfiehlt der Kommission zudem, verstärkt 

Open-Source-Lösungen einzusetzen, die problemlos im gesamten digitalen 

Binnenmarkt eingeführt werden können; fordert insbesondere die Kommission auf, 

dabei frühere Vorhaben wie die D-CENT-Plattform als EU-finanziertes Projekt, das 

Mittel für partizipative Demokratie bietet, wieder aufzugreifen; 

33. hebt hervor, dass die Weiterentwicklung der elektronischen Verwaltung eine Priorität 

für die Mitgliedstaaten und EU-Organe darstellen sollte, und begrüßt den ehrgeizigen 

und umfassenden Aktionsplan der Kommission für elektronische Behördendienste, 

wobei dessen ordnungsgemäße Umsetzung und die Koordinierung verfügbarer EU-

Mittel auf einzelstaatlicher Ebene in Abstimmung mit den nationalen Agenturen und 

Behörden für digitale Technik von maßgeblicher Bedeutung ist; vertritt die Auffassung, 

dass größere Anstrengungen unternommen werden müssen, um die Nutzung von 

offenen Daten und IKT-Lösungen auf der Grundlage von Open-Source-Lösungen und 

freie Software in den EU-Organen und den Mitgliedsaaten zu fördern;  

34. fordert eine stärkere Zusammenarbeit auf EU-Ebene und empfiehlt, sich über bewährte 

Vorgehensweisen bei Projekten der digitalen Demokratie auszutauschen, um die 

Entwicklung hin zu einer partizipativeren Form der Demokratie mit verstärkten 

Beratungsprozessen zu ermöglichen, in der die Wünsche und Interessen der Bürger 

berücksichtigt werden und das Ziel darin besteht, die Bürger in die 

Beschlussfassungsverfahren einzubeziehen; betont, dass es notwendig ist, die Ansichten 

der Bürger zur Einführung der Fernabstimmung über das Internet zu kennen; fordert die 

Kommission auf, bis Ende 2018 eine unabhängige Beurteilung oder Konsultierung der 

öffentlichen Meinung über die elektronische Stimmangabe einschließlich der Analyse 

ihrer Vor- und Nachteile als zusätzliche Abstimmungsmöglichkeit für die Bürger 

durchzuführen, die anschließend den Mitgliedstaaten vorgelegt wird;  

 

35. betont, dass die Privatsphäre und persönliche Daten beim Einsatz von Instrumenten der 

digitalen Demokratie unbedingt geschützt werden müssen und die Internetsicherheit 

verbessert werden muss, in erster Linie mit Blick auf den Schutz von Informationen und 

Daten, einschließlich des „Rechts auf Vergessen“, sowie Garantien für den Schutz 

gegen Überwachungssoftware und die Verifizierung elektronischer Signaturen; fordert 

ferner die stärkere Nutzung digitaler Dienste auf der Grundlage wesentlicher 

Instrumente wie der sicheren und verschlüsselten digitalen Identität gemäß der eIDAS-

Verordnung; unterstützt im Einklang mit den europäischen und internationalen 

Menschenrechtsstandards sowie der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 

Menschenrechte und des Europäischen Gerichtshofs sichere digitale öffentliche 

Register und die Verifizierung digitaler Signaturen, damit es nicht zu betrügerischen 
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Mehrfachinteraktionen kommt; hebt schließlich hervor, dass Sicherheitsprobleme nicht 

zu einem Hindernis für die Einbeziehung von Personen und Gruppen in die 

demokratischen Prozesse werden dürfen;  

 

36. betont, dass die Demokratie mithilfe von Technologie verbessert werden muss, die in 

einem sicheren Umfeld genutzt wird, in dem es nicht zu Missbrauch technischer 

Instrumente (wie zum Beispiel Spambots, anonyme Profile, Identitätsübernahme) 

kommen kann, und weist darauf hin, dass dabei die höchsten Rechtsnormen eingehalten 

werden müssen; 

37. weist erneut darauf hin, dass Hinweisgeber („Whistleblower“) eine herausragende Rolle 

dabei spielen, – in der Regel über das Internet – Korruption, Betrug, Misswirtschaft und 

anderes Fehlverhalten aufzudecken, das eine Gefahr für die öffentliche Gesundheit und 

Sicherheit, die finanzielle Integrität, die Menschenrechte, die Umwelt und die 

Rechtsstaatlichkeit darstellt, während sie gleichzeitig das Recht der Öffentlichkeit auf 

Informationen gewährleisten;  

38. hält öffentliche Vertreter an, sich aktiv an den bestehenden vollkommen unabhängigen 

Diskussionsforen mit den Bürgern zu beteiligen und neue Medien und IT-Plattformen 

zu nutzen, damit die Debatte und der Austausch von Standpunkten und Anregungen mit 

den Bürgern vorangebracht werden (elektronisches Parlament) und eine direkte 

Verbindung zu ihnen geschaffen wird; fordert die Fraktionen des Europäischen 

Parlaments und europäischen Parteien auf, die Möglichkeiten öffentlicher Diskussionen 

und elektronischer Beteiligung für die Bürgerschaft auszubauen; 

39. fordert seine Mitglieder und die anderen EU-Organe auf, insbesondere in Anbetracht 

der derzeitigen schwierigen politischen Begleitumstände mehr Transparenz in ihrer 

Tätigkeit an den Tag zu legen, und ersucht die staatlichen Behörden, die Möglichkeit 

der Einrichtung digitaler Plattformen mit modernen IT-Instrumenten zu prüfen; bestärkt 

gewählte Vertreter darin, diese Instrumente nutzen, um effizient mit ihren Wählern und 

mit Interessenvertretern zu kommunizieren, in einen konstruktiven Dialog mit ihnen zu 

treten und sie so über die Aktivitäten der EU und des Parlaments zu informieren und 

dadurch politische Beratungs- und Entscheidungsprozesse einzuleiten und das 

Bewusstsein für die europäische Demokratie zu schärfen; 

40. begrüßt die Initiativen des Parlaments im Bereich der elektronischen Teilhabe; 

unterstützt die kontinuierlichen Bemühungen zur Stärkung seines repräsentativen 

Charakters sowie seiner Legitimität und Wirksamkeit und hält seine Mitglieder zur 

umfangreicheren Nutzung neuer Technologien an, damit diese ihr volles Potenzial 

entfalten können, wobei die notwendigen Einschränkungen zu berücksichtigen sind, die 

sich aus dem Recht auf Privatsphäre und dem Schutz personenbezogener Daten 

ergeben; hält es für erforderlich, dass umfassende Überlegungen dazu angestellt 

werden, wie sich die Nutzung von IKT durch seine Mitglieder verbessern lässt, und 

zwar nicht nur für den Dialog mit der Öffentlichkeit, sondern auch in Bezug auf 

Rechtsvorschriften, Petitionen, Konsultationen und andere Aspekte, die für ihre tägliche 

Arbeit von Belang sind; 

41. ruft Parteien auf EU-weiter und einzelstaatlicher Ebene auf, digitale Instrumente 

bestmöglich zu nutzen, um die innerparteiliche Demokratie, einschließlich der 
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Transparenz ihrer Verwaltung, Finanzierung und Beschlussfassung zu fördern sowie 

eine bessere Kommunikation mit und Beteiligung von ihren Mitgliedern und Anhängern 

sowie der Zivilgesellschaft auf neue Weisen zu ermöglichen; ruft sie ferner auf, ein 

hohes Maß an Transparenz und Rechenschaftspflicht gegenüber den Bürgern zu 

gewährleisten; schlägt zu diesem Zweck vor, dass in Betracht gezogen wird, die 

Satzungen der europäischen Parteien dahingehend zu ändern, dass Verfahren für die 

elektronische Beteiligung eingeführt und gefördert werden; 

42. fordert die EU und ihre Organe auf, sowohl auf EU-weiter als auch auf nationaler, 

regionaler und lokaler Ebene mehr Offenheit für das Austesten neuer Methoden der 

elektronischen Teilhabe wie beispielsweise der Schwarmauslagerung an den Tag zu 

legen und dabei die bewährten Verfahren zu berücksichtigen, die in den Mitgliedstaaten 

bereits entwickelt wurden, sowie eigens zu diesem Zweck Pilotprojekte zu starten; weist 

gleichzeitig erneut darauf hin, dass solche Maßnahmen durch 

Sensibilisierungskampagnen ergänzt werden müssen, um die Möglichkeiten dieser 

Instrumente zu erläutern; 

 

43. fordert die EU-Organe auf, einen partizipativen Prozess zur Ausarbeitung einer 

Europäischen Charta der Internetrechte einzuleiten, wobei unter anderem die 

italienische Erklärung der Internetrechte, die am 28. Juli 2015 von der 

Abgeordnetenkammer veröffentlicht wurde, als Referenz dienen sollte, damit alle zum 

digitalen Bereich gehörenden Rechte gefördert und gewährleistet werden, darunter das 

Recht auf Internetzugang und Netzneutralität; 

 

44. verweist auf die Fülle an vielfältigen Informationen, die heutzutage im Internet 

gefunden werden können, und betont, dass die Fähigkeit der Bürger zu kritischem 

Denken gestärkt werden sollte, damit sie in der Lage sind, besser zwischen 

verlässlichen und nicht verlässlichen Informationsquellen zu unterscheiden; fordert die 

Mitgliedstaaten daher auf, die Rechtsvorschriften anzupassen und zu aktualisieren, um 

gegen aktuelle Entwicklungen vorzugehen, und die bestehenden Rechtsvorschriften 

gegen Hassreden – sowohl offline als auch online – vollständig umzusetzen und 

durchzusetzen, wobei die Grundrechte und die Verfassungsrechte zu achten sind; weist 

mit Nachdruck darauf hin, dass die Union und ihre Mitgliedstaaten Maßnahmen und 

Strategien zur Stärkung übertragbarer Fähigkeiten im Bereich des kritischen und 

kreativen Denkens sowie der digitalen Kompetenz und der Medienkompetenz, der 

Inklusion und des Interesses der Bürger, insbesondere junger Menschen, entwickeln 

sollten, damit sie in der Lage sind, fundierte Entscheidungen zu treffen und einen 

positiven Beitrag zu demokratischen Prozessen zu leisten; 

° 

° ° 

45. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 

den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 
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BEGRÜNDUNG 

Der Einsatz und die Entwicklung neuer Informations- und Kommunikationstechnologien 

(IKT) ziehen tiefgreifende Veränderungen der modernen Gesellschaften nach sich. Diese 

weitreichende technische Umwälzung zeigt sich vor allem am Internet und den verschiedenen 

damit einhergehenden Kommunikations- und sozialen Netzen. Auch die Politik und 

insbesondere die Bürgerbeteiligung werden dadurch beeinflusst.  

 

Der Boom neuer Instrumente digitaler Kommunikation und offener Kooperationsplattformen 

hat zu der Entstehung neuer Formen der Kommunikation, der Diskussion und der 

gesellschaftlichen Beteiligung an öffentlichen Fragen geführt, die das Monopol 

herkömmlicher Kommunikationsmittel in der Steuerung der Beziehung zwischen 

Öffentlichkeit und Politik durchbrochen haben.  

Parallel zu diesem Wandel wachsen in breiten Bevölkerungsschichten die Unzufriedenheit 

mit der Demokratie selbst und ihrer Funktionsweise und das Misstrauen dagegen. Auf 

unserem Kontinent ist die repräsentative Demokratie tief verankert, in den letzten Jahrzehnten 

jedoch hat ihre Glaubwürdigkeit gelitten, da die Öffentlichkeit die Arbeit und die Leistungen 

der Vertretungsorgane zunehmend mit Misstrauen betrachtet. Diese gefährliche Schwäche 

unseres politischen Systems erklärt sich aus verschiedenen Faktoren. Wirtschaftliche 

Entscheidungen, die zum Teil von Stellen getroffen werden, denen es an Vertretungsbefugnis 

mangelt und die weit abseits nationaler demokratischer Räume stehen, führen zu 

schwerwiegenden Konflikten zwischen der Demokratie vor Ort und den supranationalen 

Organen. Für die Bürger ist es nicht leicht, die fachliche Komplexität dieser Entscheidungen 

zu verstehen. Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise der letzten zehn Jahre hat zu einer 

ernst zu nehmenden gesellschaftlichen Abwertung der Mittel- und der Arbeiterschichten der 

westlichen Welt geführt, während die gesellschaftliche Unzufriedenheit mit dem System 

gewachsen ist. Fernerhin schädigt die in einigen Systemen und Ländern bestehende 

Korruption das Vertrauen der Bürger in die Politik und ihre Vertreter.  

Sowohl die Europäische Union als auch die Mitgliedstaaten sehen sich wachsender Kritik und 

der Forderung ausgesetzt, dass die interne Funktionsweise der nationalen Parlamente bzw. der 

Exekutive und der Verwaltungen verbessert und die Mechanismen demokratischer Kontrolle 

gestärkt werden müssen. Die Bürger, die zunehmend besser informiert sind, verlangen eine 

stärkere Beteiligung und mehr Transparenz bei der Entscheidungsfindung sowie eine 

Ausweitung der Interaktionsmöglichkeiten zwischen Politik und Öffentlichkeit.  

In diesem Zusammenhang kann der Boom neuer Instrumente digitaler Kommunikation und 

offener Kooperationsplattformen kreative und ergänzende Lösungswege aufzeigen, mit denen 

die Leistungsfähigkeit und die Leistungen der repräsentativen Demokratie gesteigert werden 

können, wodurch diese zusätzlich Legitimität erhält. Dabei wird nicht das Ziel verfolgt, mit 

der elektronischen Demokratie ein alternatives demokratisches System aufzubauen, sondern 

Transparenz, Rechenschaftspflicht, Reaktionsfähigkeit, Beteiligung, Beschlussfassung, 

Inklusion, Barrierefreiheit, Subsidiarität und sozialen Zusammenhalt zu fördern, zu 

gewährleisten und zu verbessern, wie es in der Empfehlung CM/Rec(2009)1 des Europarates 

heißt. 

Es werden drei verschiedene Konzepte genannt, die sich allerdings überschneiden: 
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– elektronische Behördendienste (e-Government) Einsatz von IKT im öffentlichen Sektor 

und insbesondere elektronische Bereitstellung von Informationen und anderen Diensten für 

die Bürger durch die öffentliche Verwaltung (zum Beispiel die Möglichkeit, Bußgelder für 

Geschwindigkeitsüberschreitungen elektronisch zu entrichten). 

– elektronischer Behördenverkehr (e-Governance): Einsatz von IKT für die Einrichtung 

von Kommunikationskanälen, mit denen die verschiedenen Akteure, die an der Gestaltung 

öffentlicher Maßnahmen beteiligt sind, eingebunden werden können (zum Beispiel eine 

elektronische Bürgerbefragung über die Änderung einer bestimmten 

Geschwindigkeitsbeschränkung oder eine lokal begrenzte Anhörung über den Haushalt). 

– digitale Demokratie: Einsatz von IKT für die Einrichtung von Kanälen für die Anhörung 

und Beteiligung der Bürger (zum Beispiel elektronisches Parlament, elektronische Initiativen, 

elektronische Abstimmung, elektronische Petition, elektronische Anhörung usw.). 

Aktuelle Situation in der Europäischen Union 

Die Kommission hat sich insbesondere seit 2009 schwerpunktmäßig mit den Themen der 

elektronischen Teilhabe und des elektronischen Behördenverkehrs beschäftigt. Sie führt zudem 

vor allem vor der Unterbreitung von Legislativvorschlägen öffentliche Online-Konsultationen 

sowie auch Folgenabschätzungen mit dem Ziel durch, die Öffentlichkeit stärker einzubinden 

und das Regieren auf EU-Ebene zu verbessern. Hierfür könnte es sich als vorteilhaft erweisen, 

wenn die neuen Technologien in größerem Umfang und in höherem Maße barrierefrei genutzt 

werden, damit alle Interessenträger in die Entscheidungsfindungsprozesse eingebunden werden 

und das Regieren auf EU-Ebene gestärkt wird. 
Überdies können die IKT dazu beitragen, die elektronische Verwaltung auszuweiten und 

auszubauen, damit sich eine Demokratieform entwickelt, die in stärkerem Maß auf Beteiligung 

und Diskussionen beruht; dies gilt auch die Ausweitung und den Ausbau der elektronischen 

Teilhabe im Rahmen der Strategie für einen digitalen Binnenmarkt.  

Das Europäische Parlament veröffentlichte 2008 eine Studie über die Zukunft der Demokratie 

in Europa: Trends, Analysen und Reformen („The Future of Democracy in Europe: Trends, 

Analyses and Reforms“) und 2012 eine Studie über die elektronische Öffentlichkeit, 

elektronische Teilhabe und elektronische Wahlverfahren in Europa – Perspektiven und 

Herausforderungen („E-public, e-participation and e-voting in Europe – prospects and 

challenges“). In diesen Studien werden die neuen Instrumente analysiert und insbesondere die 

Schwierigkeiten herausgestellt.  

Mit dem Vertrag von Lissabon wurde fernerhin die europäische Bürgerinitiative und damit ein 

innovatives Instrument für die partizipative Demokratie in der Europäischen Union eingeführt. 

Im Rahmen dieses 2012 eingeführten Verfahrens wurden bislang mehr als 35 Anträge 

eingereicht, von denen drei Anträge die Schwelle von einer Million Unterschriften erreichten 

und somit eine offizielle Stellungnahme der Kommission bewirkten. Die Nutzung der neuen 

Technologien könnte dazu führen, dass sich dieses neue Instrument weiter verbreitet, wobei 

noch einige technische Fragen, etwa die Anerkennung von Unterschriften im Internet, zu lösen 

sind. 

 

E-Demokratie: große Chancen oder potenzielle Risiken? 

 

Die neuen Kommunikationstechnologien bieten im Bereich der Bürgerbeteiligung in der 

Demokratie enormes Potenzial; dies sollte als öffentliches Gut im Dienste einer transparenteren 
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Demokratie mit einer höheren Beteiligung angesehen werden. Ihr Umgestaltungspotenzial 

sollte sich nicht auf Wahlen beschränken; vielmehr sollte eine Ausweitung auf alle Facetten der 

Beteiligung der Bürger an den politischen Prozessen erfolgen, wozu insbesondere drei Bereiche 

gehören, in denen die Bürger mit der Verwaltung interagieren, d. h. digitale Information, 

digitale Anhörung und digitale Entscheidungsfindung. 

Vor dem Hintergrund dieses Ziels dürfen allerdings weder die mit der neuen technisierten 

Epoche verbundenen Risiken außer Acht gelassen noch darf vergessen werden, dass eine 

Technologie nie Selbstzweck ist, sondern nur ein Mittel, um vorausgegangene Überlegungen 

zu realisieren. Insbesondere folgende Aspekte sind zu berücksichtigen: 

 

– Die digitale Kluft. Damit das Umgestaltungspotenzial, das die neuen Technologien für die 

demokratischen Prozesse aufweisen, umgesetzt werden kann, ist ein Zugang zu diesen 

Technologien erforderlich. In vielen Ländern gibt es jedoch nach wie vor Gegenden, in denen 

die Voraussetzungen für einen Netzzugang nicht erfüllt sind; außerdem verfügen große Teile 

aller Gesellschaften nicht über die erforderliche technische Kompetenz für die Internetnutzung 

(digitale Analphabeten). – Wahlbetrug: Durch die Wahlsysteme darf es keinesfalls zu 

Unregelmäßigkeiten kommen, die das genaue Abbild des Wählerwillens verhindern. 

 

– Schutz der Privatsphäre und der personenbezogenen Daten: Da es keine absolute 

Datensicherheit gibt, besteht die Gefahr, dass die Privatsphäre untergraben wird. Besonders 

problematisch ist diese Frage im Bereich der öffentlichen Meinung. 

– Berücksichtigung demokratischer Prozesse: Demokratische Verfahren setzen im 

Allgemeinen eine ausführliche Debatte und Kompromisse voraus. Das Internet ist nicht 

immer der ideale Ort dafür, um rational zu diskutieren und Argumente auszuleuchten. Zudem 

kann aufgrund der Internetaktivitäten nicht jederzeit eindeutig festgestellt werden, ob es sich 

wirklich um die vorherrschende öffentliche Meinung oder lediglich um einen Standpunkt 

handelt, der im Netz den Anschein einer Mehrheitsmeinung erweckt, weil sich bestimmte 

Nutzer besonders in den Vordergrund drängen. 

– Es hat sich gezeigt, dass Informationen und Netzwerke zu zunehmendem Maße für private 

Interessen genutzt werden; ein Einzelinteresse könnte somit fälschlicherweise als 

Allgemeininteresse gedeutet werden, was auch zu Fragen im Hinblick auf Ethik und 

Transparenz führen könnte. Die spezifischen Forderungen von Personen, die eingehend mit 

IKT vertraut sind, bzw. von Lobbyisten dürfen jedoch nicht über die Bedürfnisse der 

Gesamtgesellschaft gestellt werden. 

Vorschläge für das weitere Vorgehen 

Experten, Institutionen, Regierungen und die Öffentlichkeit haben verschiedene Vorschläge 

und Empfehlungen unterbreitet. Der Berichterstatter ist nach umfassender Debatte mit seinen 

Kollegen der Ansicht, dass folgende Vorschläge Bestandteil seines Berichts sein und auf 

europäischer sowie auch auf einzelstaatlicher Ebene Berücksichtigung finden sollten: 

– Da die digitale Revolution bereits im vollen Gange ist und auch zwangsläufig das 

Alltagsleben der Bürger verändern wird, ist es ratsam, Investitionen in Bildung und 

technische Ausstattung zu erleichtern, damit die IKT-Kompetenz verbessert wird, was 

schlussendlich der Demokratie zum Vorteil gereicht.  

– Ferner muss die Überwindung der digitalen Kluft gefördert und sichergestellt werden, dass 
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alle Bürger gleichwertigen Zugang zu den entsprechenden Technologien (elektronische 

Inklusion) haben; konkret ist die Sicherheit der Internetnutzung – in erster Linie mit Blick auf 

den Schutz von Informationen und Daten, die Einrichtung sicherer digitaler öffentlicher 

Datenbanken und die Verifizierung eindeutiger digitaler Signaturen – zu verbessern, damit es 

nicht zu betrügerischen Mehrfachinteraktionen kommt. 

– Die Digitaltechnologie könnte eingesetzt werden, um öffentliche Konsultationen und 

Folgenabschätzungen zu verbessern, die im Rahmen der Beschlussfassung ein wichtiges 

Element für eine bessere Politikgestaltung darstellen. 

– Es sollten Mechanismen gefördert und angestoßen werden, die auf eine Bürgerbeteiligung 

und den Austausch der Bürger mit den Institutionen und den öffentlichen 

Entscheidungsträgern, die sie vertreten, ausgerichtet sind. Mithilfe von IKT sollten der 

Zugang zu Informationen, Transparenz, aktives Zuhören und Diskussionen ermöglicht 

werden, wodurch dazu beigetragen werden könnte, die Kluft zwischen Bürgern und 

Beschlussfassungsverfahren zu verringern und dieses Verfahren zu verbessern. Darüber 

hinaus sollten die IKT u. a. auch die Erfüllung der Rechenschaftspflicht erleichtern.  

– Die aktive Beteiligung der öffentlichen Vertreter an den bestehenden Diskussionsforen 

sollte gefördert werden, damit die Debatte mit den Bürgern und der Austausch von 

Standpunkten und Vorschlägen angeregt werden.  

– Im Bereich der elektronischen Demokratie sollten bewährte Verfahren ausgetauscht werden, 

die dazu eingesetzt werden können, eine Demokratie zu entwickeln, die in stärkerem Maß auf 

Beteiligung und Diskussionen aufbaut und den Anforderungen und Interessen der Bürger 

gerecht wird.  

– Es sollten Kooperationsnetzwerke mit Universitäten und Forschungszentren geschaffen 

werden, damit die Erforschung und Umsetzung neuer Instrumente und Kanäle für die 

Kommunikation und die Beteiligung gefördert werden. 

– Auf europäischer Ebene sollte die Zusammenarbeit, insbesondere mit Blick auf die 

Transparenz der europäischen Organe und die Beteiligung der Bürger an der demokratischen 

Entscheidungsfindung, gefördert werden. 

– Den politischen Parteien sollten neue Instrumente zur Verfügung gestellt werden, die es 

ihnen erleichtern, sich zu öffnen und mit Parteimitgliedern und -anhängern in einen 

Austausch zu treten. 

Der Berichterstatter ist der Überzeugung, dass die technologischen Innovationen für sich 

genommen weder verhindern, dass sich die Bürger von der Politik abwenden, noch zu einem 

wesentlichen Wandel unserer Demokratien führen werden. Die Ursachen dieser Krise liegen 

tief und stehen mit den politischen Strategien, der wachsenden Globalisierung und einer 

zunehmenden Unzufriedenheit mit der Funktionsweise der demokratischen Systeme in 

Europa und ihrer Institutionen im Zusammenhang. Dessen ungeachtet muss durchgängig 

verfolgt werden, welchen Nutzen die digitale Umwälzung tatsächlich mit sich bringt, damit 

einerseits falscher Optimismus im Hinblick darauf vermieden wird, dass auf diesem Wege 

alle derzeitigen Probleme der parlamentarischen Demokratie überwunden werden; 

andererseits muss vermieden werden, dass neue Probleme entstehen, die mit den IKT selbst 

nicht gelöst werden können. 
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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Ausschuss für 

konstitutionelle Fragen, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. nimmt den kontinuierlichen und raschen technologischen Wandel in der 

Informationsgesellschaft und die durch ihn in der gesamten Gesellschaft bewirkten tief 

greifenden Umwälzungen zur Kenntnis, insbesondere in Bezug auf die Aspekte Bildung 

und Bürgerschaft, erkennt aber gleichzeitig, welche Herausforderungen und Chancen sich 

im Zusammenhang mit den diversen IKT-Instrumenten, den neuen Medien und anderen 

neuen Technologien ergeben haben; empfiehlt in diesem Zusammenhang die Entwicklung 

von Kriterien zur Bewertung des Mehrwerts des Online-Engagements; 

2. stellt fest, dass immer mehr Bürger IKT-Instrumente sowie neue Medien und 

Technologien nutzen, um eine noch größere Vielfalt an Informationen zu erhalten, sich 

auszutauschen und sich Gehör zu verschaffen, indem sie sich sowohl auf lokaler und 

nationaler Ebene als auch auf EU-Ebene engagieren und sich am politischen Leben und an 

der gemeinsamen Entscheidungsfindung beteiligen; hält es daher für wesentlich, die 

digitale Inklusion und die Medienkompetenz zu erhöhen und somit die bestehende digitale 

Kluft zu überwinden, die ein großes Hindernis für die Wahrnehmung der bürgerlichen 

Rechte darstellt; 

3. weist darauf hin, dass die Teilhabe der Bürger am demokratischen 

Beschlussfassungsverfahren anhand der Nutzung von IKT-Instrumenten ein günstiges 

rechtliches Umfeld erfordert, das das Recht auf Privatsphäre, freie Meinungsäußerung und 

unabhängige Information gewährleistet sowie Investitionen, mit deren Hilfe Bürger, die 

über die entsprechende Medienkompetenz und digitale Kompetenz und Fertigkeiten 

verfügen, umfassenden und gleichwertigen Zugang zu einer leistungsstarken technischen 

IKT-Infrastruktur erhalten können; 
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4. weist erneut darauf hin, dass es notwendig ist, ambitionierte technische Standards für die 

gesamte Union einzuführen, mit denen die bestehende digitale Kluft merklich und effektiv 

überwunden werden kann, im Einklang mit der besonderen Situation der einzelnen 

Mitgliedstaaten; hält es für notwendig, dafür zu sorgen, dass jeder gleichberechtigten 

Zugang zu einem erschwinglichen, inklusiven, fairen und sicheren Internet hat, in dem die 

freie Meinungsäußerung, das Recht auf Privatsphäre, unter besonderer Berücksichtigung 

des Schutzes personenbezogener Daten, sowie der Grundsatz der Netzneutralität geschützt 

sind, ebenso wie gleichberechtigten Zugang zu öffentlichen Online-Diensten und E-

Identifizierungsdiensten; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten in diesem 

Zusammenhang auf, allen relevanten physischen, geografischen und sozialen Barrieren für 

die Online-Teilhabe Rechnung zu tragen, unabhängig vom Einkommen oder der sozialen 

und persönlichen Stellung, insbesondere in abgelegeneren Gebieten, und jede Form von 

Diskriminierung zu verbieten, wie es in Artikel 21 der Charta der Grundrechte vorgesehen 

ist; 

5. weist darauf hin, dass Sozialisierung und Kommunikation zunehmend über die sozialen 

Medien erfolgen und diese auch in der Kultur- und Kreativwirtschaft zunehmend genutzt 

werden; weist darauf hin, dass die digitale Inklusion von Menschen aller Altersgruppen – 

zur Überwindung der in der EU bestehenden digitalen Kluft – gefördert werden muss, da 

IKT im Alltag und im modernen Leben der Bürger immer stärker zum Einsatz kommen; 

6. misst den IKT-Instrumenten sowie den neuen Medien und Technologien große Bedeutung 

bei, zumal sie, parallel zu Offline-Kanälen, immer wichtiger sind, wenn es darum geht, 

das Gefühl der Zugehörigkeit zur EU, die Bürgerbeteiligung und die soziale Inklusion zu 

verbessern und ausgewogene Informationen und Kenntnisse in Bezug auf die EU und ihre 

Geschichte, ihre Werte und ihre Grundrechte zu vermitteln, um zu kritischem Denken und 

einer konstruktiven öffentliche Debatte über die Europäische Union anzuregen; 

7. weist darauf hin, dass die E-Demokratie das Potenzial hat, das Gefühl der 

Eigenverantwortung der Bürger für die EU zu stärken, was angesichts der gegenwärtigen 

euroskeptischen Stimmung besonders wichtig ist; 

8. verweist auf die Fülle an vielfältigen Informationen, die heutzutage im Internet gefunden 

werden können, und betont, dass die Fähigkeit der Bürger zu kritischem Denken gestärkt 

werden sollte, damit sie in der Lage sind, besser zwischen verlässlichen und nicht 

verlässlichen Informationsquellen zu unterscheiden; fordert die Mitgliedstaaten daher auf, 

die Rechtsvorschriften anzupassen und zu aktualisieren, um gegen aktuelle Entwicklungen 

vorzugehen, und die bestehenden Rechtsvorschriften gegen Hassreden – sowohl offline 

als auch online – vollständig umzusetzen und durchzusetzen, wobei die Grundrechte und 

die Verfassungsrechte zu achten sind; weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Union und 

ihre Mitgliedstaaten Maßnahmen und Strategien zur Stärkung übertragbarer Fähigkeiten 

im Bereich des kritischen und kreativen Denkens sowie der digitalen Kompetenz und der 

Medienkompetenz, der Inklusion und des Interesses der Bürger, insbesondere junger 

Menschen, entwickeln sollten, damit sie in der Lage sind, fundierte Entscheidungen zu 

treffen und einen positiven Beitrag zu demokratischen Prozessen zu leisten; 

9. weist darauf hin, dass die IKT-Instrumente zwar einen breiten Zugang zu 

unterschiedlichen Informationsquellen bieten, sie aber auch die Verbreitung von Inhalten 

geringer Qualität erleichtern, die sich schwer von seriösen, verlässlichen 
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Informationsquellen unterscheiden lassen und die Bürger in die Irre führen können; 

unterstreicht daher die dringende Notwendigkeit, den Bürgern und insbesondere jungen 

Menschen gezielte Schulungen im Bereich Medienkompetenz anzubieten; 

10. ruft zur Vorsicht auf, da im Internet geführte politische Debatten häufig zu übermäßig 

polarisierten Meinungen führen und zu Hasstiraden führen können, wohingegen 

gemäßigte Meinungen oft untergehen; 

11. weist darauf hin, dass sich die E-Demokratie nur dann positiv auswirken kann, wenn die 

Bürger gut informiert sind und die Fähigkeit besitzen, falsche und einseitige 

Informationen kritisch zu hinterfragen und Propaganda als solche zu erkennen; 

12. räumt ein, dass die oben genannten Risiken und Ziele für Lehrkräfte und Pädagogen in 

einem formalen, nichtformalen und informellen Rahmen große Herausforderungen 

darstellen; fordert die Union und die Mitgliedstaaten daher auf, mehr in lebensbegleitende 

Weiterbildung und Entwicklung zu investieren und dabei Online- und Offline-Methoden 

zu kombinieren, Peer-Learning, den Austausch von bewährten Verfahren und den Aufbau 

von Kapazitäten zu fördern und Möglichkeiten zu schaffen, in einer innovativen, 

inklusiven und nicht diskriminierenden Art und Weise zu lernen und zu lehren; 

13. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten insbesondere auf 

regionaler und lokaler Ebene IKT-gestützte Programme für lebenslanges Lernen über 

digitale Kompetenzen, Inklusion und für Engagement und Teilhabe am öffentlichen Leben 

fördern und in diesem Zusammenhang Maßnahmen und Strategien entwickeln sollten, 

auch im Bereich der Forschung, damit die schutzbedürftigsten Bürger, insbesondere 

Mädchen und Frauen, lesbische, schwule, bisexuelle, Transgender-und intersexuelle 

Bürger (LGBTI), Menschen mit Behinderung und andere sozial benachteiligte Gruppen 

und Minderheiten leicht Zugang dazu haben; hebt hervor, dass diese Programme so 

konzipiert sein sollten, dass sie dem Interesse aller Bürger dienen und dass ihr Einsatz 

gleichzeitig dazu beitragen sollte, gegen Cyber-Mobbing, Stigmatisierung und andere 

Formen von Online-Gewalt und politische Ausgrenzung vorzugehen und für diese 

Problematik zu sensibilisieren, wobei die Programme nicht zu Spaltung und 

Diskriminierung innerhalb der Gesellschaft führen dürfen; 

14. hebt hervor, dass Frauen im politischen Entscheidungsprozess ebenso wie in den IKT-

Sektoren auf allen Ebenen unterrepräsentiert sind; weist darauf hin, dass Frauen und 

Mädchen im Zusammenhang mit digitalen Technologien oft mit Geschlechterstereotypen 

konfrontiert sind; fordert daher die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in gezielte 

Programme zu investieren, mit denen IKT-Schulungen und die elektronische Beteiligung 

von Frauen und Mädchen gefördert werden, und zwar insbesondere für Frauen und 

Mädchen aus schutzbedürftigen und benachteiligten Randgruppen, wobei formales, 

informelles und nicht-formales Lernen zum Einsatz kommen sollte; hält die digitale 

Inklusion von Menschen aller Altersgruppen für äußerst wichtig, und fordert die 

Kommission auf, zu diesem Zweck IKT-Instrumente sowie neue Medien und 

Technologien umfassend nutzen, um zu einer positiven Online-Dynamik anzuregen, die 

einen Beitrag zur menschlichen Entwicklung, zu Frieden und Menschenrechten leistet; 

vertritt die Auffassung, dass die Instrumente für die elektronische Demokratie dazu 

beitragen können, das Demokratiedefizit zu verringern, dem Rückgang der politischen 

Teilhabe entgegenzuwirken und Engagement und Teilhabe am öffentlichen Geschehen zu 
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fördern; fordert, dass Initiativen besonders für die junge Generation entwickelt werden, 

aber auch für ältere Menschen, da beide Bevölkerungsgruppen von der Kluft zwischen 

den Generationen betroffen sind; fordert, dass ein kritischer Ansatz für die Nutzung dieser 

Technologien entwickelt wird, um die Menschen, insbesondere die Kinder, vor allen 

damit in Zusammenhang stehenden Risiken zu schützen; 

16. erinnert daran, dass eine stärkere Einbeziehung der Bürger in die europäischen politischen 

Prozesse dazu beitragen kann, die Unterstützung der Bürger für die EU neu zu beleben 

und gleichzeitig das Demokratiedefizit der EU zu verringern; unterstreicht daher das 

diesbezügliche Potenzial von Instrumenten der E-Demokratie, erkennt jedoch zugleich an, 

dass diesem aufgrund seiner Anforderungen auf technischer Ebene (hohe 

Internetverbreitung, weit verbreitete Wifi-Verbindungen, schnelle Internetverbindung 

usw.) und praktischer Ebene (Medienkompetenz, digitale Fähigkeiten, verfügbare 

Sprachen usw.) Grenzen gesetzt sind; 

17. hält es für äußerst wichtig, dass die Union und die Mitgliedstaaten strategische 

Überlegungen anstrengen, um Instrumente der E-Demokratie auf den Weg zu bringen, mit 

denen eine größere Vielfalt an Quellen für unabhängige und zuverlässige Informationen 

genutzt werden kann, offene und innovative Lernsysteme unterstützt werden, wobei die 

kulturelle und sprachliche Vielfalt Europas sowie die besonderen Bedürfnisse von 

Minderheitengruppen zu berücksichtigen sind, die Qualität der öffentlichen Debatten 

verbessert werden kann, und die den Bürgern als Anreize für eine aktive Teilhabe an der 

Beschlussfassung und politisches Engagement dienen können, und zwar dank 

partizipatorischer und direkter Mechanismen zur Förderung der Demokratie , mit denen 

die repräsentative Demokratie gegebenenfalls gestärkt und ergänzt werden kann; 

18. weist darauf hin, dass ein gleichberechtigter Zugang zu den Instrumenten der E-

Demokratie für alle Bürger eine Übersetzung in mehrere Sprachen erfordert, damit in 

Ländern mit mehr als einer Amtssprache oder mit Bürgern unterschiedlicher ethnischer 

Abstammung alle Bürger in der Lage sind, Informationen zu erhalten und zu verstehen; 

19. weist darauf hin, dass Instrumente der E-Demokratie zwar für die Einbeziehung der 

Bürger in europäische Prozesse hilfreich sein können, sie aber keinen Ersatz für die 

traditionellen demokratischen Instrumente darstellen und ihre Ergebnisse nicht als 

repräsentatives Abbild der Auffassungen der Bürger insgesamt betrachtet werden sollten; 

20. weist darauf hin, dass Instrumente der E-Demokratie von wesentlicher Bedeutung sind, 

um die Rechenschaftspflicht, die Transparenz und die verantwortungsvolle 

Regierungsführung in den öffentlichen Verwaltungen zu fördern, da auf diese Weise die 

öffentliche Debatte ausgeweitet wird, weil die Bürger in die Lage versetzt werden, sich als 

„wreader“ (Vermischung von Lesen und Schreiben) auf lokaler, nationaler und 

europäischer Ebene am politischen Leben zu beteiligen und in einen wechselseitigen 

Dialog zu treten; ist der Auffassung, dass eine Änderung der Kultur des Regierens, bei der 

es um mehr Rechenschaftspflicht und Kontrolle geht, notwendig ist, um das Engagement 

und das Vertrauen der Bürger erfolgreich zu fördern; fordert die Kommission und die 

Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die Konsultation der Interessenträger, die 

politischen Entscheidungsprozesse und die Gesetzgebungsverfahren noch transparenter, 

digitaler, konsultativer, inklusiver, vertrauenswürdiger, rechenschaftspflichtiger und fairer 

werden, damit es mehr Möglichkeiten für Bürger und Vereinigungen gibt, gewählte 
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Vertreter direkt zu kontrollieren und aktiv zu beaufsichtigen; 

21. weist mit Nachdruck darauf hin, dass es laut Analyse der OECD drei Dimensionen der E-

Demokratie gibt, nämlich Information, Konsultation und aktive Partizipation; ist der 

Ansicht, dass hierfür eine Kultur des staatlichen Handelns, geeignete 

Organisationsstrukturen, gesonderte Kompetenzen, festgelegte Regeln und Verfahren für 

die Beteiligung und die effektive Teilhabe an der Beschlussfassung erforderlich sind; 

22. vertritt die Auffassung, dass die E-Demokratie die Transparenz der 

Entscheidungsfindungsprozesse in der repräsentativen Demokratie erhöhen und sich 

positiv auf das Vertrauen der Bürger in ihre gewählten Vertreter auswirken kann; 

23. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Sicherheitsrisiken, die mit den Instrumenten der 

E-Demokratie einhergehen, auf vernünftige und verhältnismäßige Weise angegangen 

werden müssen, und zwar durch transparente, sichere und verteilte Kontrollmechanismen, 

mit denen vorbeugende Maßnahmen kopiert werden, die bereits Offline notwendig sind, 

wobei Vorbeugung von Wahlbetrug und Manipulationen bei der Online-Stimmabgabe 

besonders zu berücksichtigen sind, damit das Persönlichkeitsrecht der Bürger 

gewährleistet ist und ihre Daten vor Missbrauch, Überwachung durch Dritte und sonstigen 

Eingriffen geschützt sind; 

24. weist darauf hin, dass Transparenz, Sicherheit und das Bestehen von demokratischen 

Kontrollmechanismen während des gesamten Verfahrens der E-Demokratie unerlässlich 

sind, um das Recht der Bürger auf Schutz ihrer Privatsphäre und auf Nichtüberwachung 

zu gewährleisten; 

25. fordert die Kommission auf, unter besonderer Berücksichtigung der Mobilität und der 

Beteiligung junger Menschen konkrete Pilotvorhaben zu entwickeln und durchzuführen, 

wie dies in der Digitalen Agenda vorgesehen ist, und ihre Unterstützung mithilfe anderer 

relevanter EU-Fonds und -Programme, etwa des Programms „Europa für Bürgerinnen und 

Bürger“, fortzusetzen, um Initiativen in Sachen verantwortungsbewusste und aktive 

Unionsbürgerschaft zu fördern und zu stärken, damit die Demokratie als politische und 

soziale Errungenschaft, die erlernt, gelebt, geteilt und akzeptiert werden muss, tatsächlich 

konsolidiert wird; 

26. fordert die Kommission auf, ihre Unterstützung für Initiativen, mit denen eine 

verantwortungsbewusste und aktive Unionsbürgerschaft gefördert und gestärkt werden 

soll, insbesondere Erasmus+, die Fazilität „Connecting Europe“, die europäischen 

Struktur- und Investitionsfonds, Horizont 2020 und das Programm „Kreatives Europa“ 

fortzusetzen; fordert dass zu diesem Zweck die Plattformen eTwinning, Europäisches 

Schulnetz und E-Teaching sowie die Programme, die wie zum Beispiel der Europäische 

Freiwilligendienst die aktive Bürgerbeteiligung fördern, gestärkt und aufgewertet werden; 
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